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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


1. Abgeordnete Welche Mittel sind in den letzten zwölf Jahren 

Erika Steinbach aus dem Bundeshaushalt oder mit Mitteln aus 
(CDU/CSU) dem Bundeshaushalt gekoppelt jeweils für den 

Bereich „Gender“ investiert worden?' 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur 


2. Abgeordnete Aus welchen Gründen werden in Deutschland 

Dr. Valerie Wilms voraussichtlich keine Verkehrsprojekte durch den 
(BÜNDNIS 90/ EFSI (Europäischer Fonds für strafegische Investi- 
DIE GRÜNEN) tionen, sog. Juncker-Paket) gefordert (http://ec. 

europa.eu/priorities/sites^eta-politicaFfiles/sector- 
factsheet-transport_en.pdf), und inwieweit beab- 
sichtigt die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund, dass es sich bei der Mehrheit der Vorhaben 
im Verkehrsbereich um Autobahnprojekte han- 
delt, sich dafür einzusefzen, dass im Rahmen des 
EFSI zukünftig mehr in Vorhaben zur Förderung 
nachhaltiger Mobilifäf im Sinne des Weißbuchs 
Verkehr 2011 investiert wird? 


Wie bewertet die Bundesregierung die Überprü- 
füng der beabsichtigten LKW-Mautausweitung 
ohne Ausschreibung durch die Vergabekammem 
mit dadurch möglichen folgenden Gerichtsver- 
fahren in Hinblick auf Verzögerungen bei der 
Mautausweitung, und inwieweit werden dadurch 
neben zukünftigen auch bestehende Mauteinnah- 
men gefährdet (www.handelsblatt.com/my/politik/ 
deutschland/wegen-gerichtsverfahren-bund-droht- 
milliardenloch-bei-der-Ikw-maut/ 1 2962 1 OO.html 
?ticket=ST- 1 54940-JFii3h3zzUK4azZDG 1 y5- 
apl)? 



Siehe hierzu aueh Frage 15 
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4. Abgeordneter 
Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


5. Abgeordneter 
Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


6. Abgeordneter 

Herbert Behrens 

(DIE EINKE.) 


Wie wurde die Entscheidung des Bundes herbei- 
geführt (bitte nach federführendem Ministerium, 
Abstimmungsvorgang mit den anderen Ministe- 
rien inkl. Datum und Form der Entscheidung auf- 
schlüsseln), dass die Toll Collect GmbH ohne 
Ausschreibung mit der Ausweitung des Mautsys- 
tems auf alle Bundesstraßen beauftragt wird, und 
wie sollen die Ausfälle der LKW-Mauf (bitfe un- 
fer Angabe der veranschlagfen Höhe) im Haushalf 
kompensierf werden? 


Wie soll der vom Bundesminisfer für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, Alexander Dobrindt, 
angekündigte „Doping-Test“ für Aufos konkref 
aussehen (bitfe unfer Angabe des Zeitplans zur 
Einführung, der Kosfen und zusfändigen Be- 
hörde), und welche (Zwischen-)Ergebnisse haf 
die Unfersuchungskommission zur Aufklärung 
des Abgasskandals bisher erzieh (bitfe unfer An- 
gabe der Treffen und Gesprächsinhalfe sowie der 
unfersuchfen Aufos samf Ergebnis)? 


Welchen Zeifraum haf die Bundesregierung, vor 
dem Hinfergrund einer enfsprechenden Aussage 
des Parlamenfarischen Sfaafssekrefärs im Bun- 
desminisferium für Verkehr und digitale Infra- 
struktur, Enak Ferlemann, im Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages vom 17. Februar 
2016, bezüglich der für das Jahr 2018 geplanten 
Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Bundesstraßen 
im internen Zeitplan für eine mögliche Klage 
wegen der geplanfen Direkfvergabe an Toll Collecf 
GmbH für die fechnische Vorbereifung dieser Aus- 
weitung eingeplant (www.spiegel.de/wirtschaft/ 
soziales/lkw-maut-bund-droht-milliardenschwere- 
verzoegerung-a-1077348.html), und welche ande- 
ren Möglichkeiten als eine Direktvergabe dieser 
Leistung hat die Bundesregierung verworfen 
(bitte jeweils begründen)? 
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7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die im Abschluss- 

Herbert Behrens bericht der Kommission „Bau und Unterhaltung 
(DIE LINKE.) des Verkehrsnetzes“ getroffene Einschätzung, 
dass für die Gründung der vom Bund avisierten 
Infrastrukturgesellschaft „ein Zeitfenster von 
mehr als zwei Legislaturperioden (...) durchaus 
realistisch“ sei und es zumindest in dieser Über- 
gangsphase „mit erheblichen Redundanzen und 
Doppelstrukturen zu rechnen sei“ und es zu 
befürchten sei, dass die „Transaktionskosten bei 
weitem die Effizienzeinsparungen übersteigen“? 


8. Abgeordnete 

Sabine Leidig 

(DIE LINKE.) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den Ergebnissen der Sonder-Verkehrsminister- 
konferenz am 23. Februar 2016 zum Abschlussbe- 
richt der Kommission „Bau und Unterhaltung des 
Verkehrsnetzes“ vor dem Hintergrund der Pläne 
der Bundesregierung zur Reform der Auftrags- 
verwaltung mit der beabsichtigten Gründung 
einer „Infrastrukturgesellschaft des Bundes mit 
Fokus auf den Bundesautobahnen“ (Ausschuss- 
drucksache 18(15)287)? 


9. Abgeordnete 
Katja Keul 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern gibt es einen Personalmangel im Schleu- 
sendienst, und wie gedenkt die Bundesregierung, 
zukünftig den Bedarf an Nautikerinnen und Nauti- 
kern sowie Schichtleiterinnen und Schichtleitem 
zu decken? 


10. Abgeordneter 

Dr. Axel Troost 

(DIE LINKE.) 


Sieht sich die Bundesregierung als Gesellschafte- 
rin der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH ver- 
anlasst, aufgrund der Feststellungen bezüglich 
des Verfahrens der Prüfüng der Organhaftung 
(Abschnitt F) in der Mitteilung des Landesrech- 
nungshofes Brandenburg über die „Prüfung zur 
Betätigung des Landes Brandenburg als Gesell- 
schafter der FBB GmbH im Zusammenhang mit 
den Kostensteigerungen und Verzögerungen 
beim Bau des Flughafens BER“ eine erneute Prü- 
füng der Organhaftung vorzunehmen, und wird 
sie diesbezüglich gegenüber den Mitgesellschaf- 
tem, den Ländern Berlin und Brandenburg, Initi- 
ative ergreifen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 


1 1 . Abgeordnete 

Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher/m aktuellen Phase/Verfahrensstand 
befinden sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
die in Europa laufenden Programme, Strategien 
und Neubauvorhaben, die Atomkraft betreffen - 
wie beispielsweise das polnische Atompro- 
gramm, die britische Nuklearstrategie oder die 
Neubauvorhaben Hinkley Point C oder Flaman- 
ville 3 -, und welche Langzeitbetriebspläne - 
auch bekannt als „Long Term Operation“, kurz 
LTO - für europäische Atomkraftwerke, insbe- 
sondere solche in Nachbarstaaten Deutschlands, 
existieren nach Kenntnis der Bundesregierung 
(bitte möglichst anlagenscharf angeben)? 


12. Abgeordnete 

Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung kon- 
kret die Reaktordruckbehälter der grenznahen 
französischen Atomkraftwerke Cattenom 1 bis 4 
und Fessenheim 1 bis 2 hinsichtlich der Frage ähn- 
lich gravierender Materialprobleme wie die Reak- 
tordruckbehälter der Atomkraftwerke Beznau 1, 
Tihange 2 oder Doel 3 seit dem Jahr 2012 ausrei- 
chend belastbaren und abdeckenden Ultraschall- 
prüfungen auf dem Stand der Technik unterzogen 
oder nicht (dies geht weder aus den Antworten der 
Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 56 
auf Bundestagsdrucksache 18/6603 und meine 
Mündliche Frage 37, Plenarprotokoll 18/154, An- 
lage 27 hervor), und ist seitens der WENRA- 
Behörden (WENRA: Western European Nuclear 
Regulators’ Association) die Veröffentlichung 
einer aktualisierten Übersicht ähnlich dem „An- 
nex: Activities with regard to WENRA recommen- 
dation plant by plant“ des in den vorgenannten 
Antworten der Bundesregierung referenzierten 
WENRA-Berichts vom 17. Dezember 2014 ge- 
plant (ggf bitte mit zeitlicher Angabe)? 
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13. Abgeordneter 

Dr. Andre Hahn 

(DIE LINKE.) 


Welche Aktivitäten im Zusammenhang mit dem 
30. Jahrestag der atomaren Katastrophe von 
Tschernobyl finden im Jahr 20 16 unter Mitwir- 
kung oder Unterstützung der Bundesregierung 
statt (bitte die einzelnen Aktivitäten und das 
jeweils zuständige Bundesministerium nennen), 
und welche weiteren Aktivitäten mit deutscher 
Beteiligung sind der Bundesregierung darüber 
hinaus bekannt? 


14. Abgeordneter 

Christian Kühn 
(Tübingen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Sozialwohnungen wurden nach Kennt- 
nis der Bundesregierung in den einzelnen Bundes- 
ländern in den letzten beiden Jahren, für die die 
Zahlen vorliegen, fertiggestellt (bitte einzeln nach 
Bundesland und Jahr aufschlüsseln)?^ 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


15. Abgeordnete 

Erika Steinbach 


(CDU/CSU) 


Wie viele Lehrstühle existieren nach Kenntnis der 
Bundesregierung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land jeweils für die Aufgabenbereiche „Gender“ 
und „demographischer Wandel“?^ 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


16. Abgeordneter 

Uwe Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit entspricht die Arbeit des für Flüchflinge 
zusfändigen EU-Kommissars für Migration, Inne- 
res und Bürgerschaft, Dimitris Avramopoulos, 
nicht den Vorstellungen vom Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeif und Enfwicklung, 
Dr. Gerd Müller, der wiederholt die Schaffung des 
Postens eines EU-Flüchtlingskommissars forderte 
(www.br.de/radio/bayem2/politik/radiowelt/ 
entwicklungsminister-gerd-mueller- 1 00. html). 


^ Siehe hierzu aueh Frage 37 
^ Siehe hierzu aueh Frage 1 
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und welche Initiativen hat der Bundesentwick- 
lungsminister Dr. Gerd Müller bislang unternom- 
men, um seine Forderung nach einem Flücht- 
lingskommissar auf EU-Ebene voranzutreiben? 


17. Abgeordneter 

Uwe Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Aussage von Bundesentwicklungsminister 
Dr. Gerd Müller, dass nicht überall in Afghanistan 
Terror herrsche, so zu verstehen, dass der Bundes- 
minister der Meinung ist, dass Menschen nach 
Afghanistan abgeschoben werden können (bitte be- 
gründen; www.rp-online.de/poIitik/gerd-mueller- 
csu-sofortiger-waffenstillstand-fuer-syrien-aid- 1 .5 
762561), und plant die Bundesregierung, wie von 
Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller an- 
gekündigt, Menschen in vermeintlich sichere Regi- 
onen im Nordirak zurückzuführen (bitte begrün- 
den; www.zdfde/ZDFmediathekbeitrag/video/26 
63822/Brauchen-Marshall-Plan-fuer-Syrien?bc= 
kua884718)? 


Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und des 
Bundeskanzleramtes 


18. Abgeordnete Welche Möglichkeiten gibt es, über die Rund- 

Katrin Kunert funkräte der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten 
(DIE LINKE.) hinaus, zu kontrollieren, ob der im Rundfunkstaats- 
vertrag verankerte Programmauftrag erfüllt wird? 


19. Abgeordnete 

Katrin Kunert 

(DIE LINKE.) 


Gibt es für politische Institutionen (Parlamente, 
Ministerien) Möglichkeiten, auf die Verteuerung 
der Femsehrechte zu reagieren, um dem öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk die Ausstrahlung von 
Großereignissen (z. B. im Bereich des Sports) zu 
ermöglichen? 


20. Abgeordnete 
Tabea Rößner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
das Bundesarchiv Abteilung Filmarchiv darauf 
eingerichtet, weiterhin Filmkopien auf Zelluloid zu 
archivieren und dafür ggf. vom Zerfall bedrohte 
Filmkopien auf Zelluloid umzukopieren? 
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2 1 . Abgeordnete 
Tabea Rößner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Bis wann hat nach Kenntnis der Bundesregierung 
das Bundesarchiv für die Archivierung von Film- 
kopien auf Zelluloid ein analoges Kopierwerk be- 
trieben, und plant es, künftig eines zu betreiben, 
um Filme analog zu archivieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie 


22. Abgeordnete 

Bärbel Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung die klima- und indust- 
riepolitischen Ziele (20 Prozent C02-Einsparung 
und 20 Prozent Industrieanteil in Europa bis zum 
Jahr 2020) zwangsläufig in Konkurrenz, und wenn 
nichf, was hälf sie angesichfs der Beschlüsse der 
Pariser Klimakonferenz für eine geeignefe Aus- 
richtung der europäischen Industriepolitik? 


23. Abgeordneter 

Dr. Andre Hahn 

(DIE LINKE.) 


Inwieweit hält die Bundesregierung das mit der 
Unterstützung des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und Energie entwickelte bundesweit einheit- 
liche Kennzeichnungssystem „Reisen für Alle“ 
auch für eine einheitliche, verlässliche, detaillierte 
und geprüfte Erhebung und Kennzeichnung von 
anderen öffentlich zugänglichen Gebäuden (zum 
Beispiel Bundesbehörden, Rathäuser, Wahllokale 
und Sportstätten) für geeignef, und welche diesbe- 
züglichen Akfivifäfen gibt es seitens der Bundesre- 
gierung schon? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


24. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sind die Einsatzregeln (bitte Wortlaut) und 
wie lautet die Regelung im internationalen See- 
recht für die vier Kriegsschiffe der Deufschen 
Marine des in der Ägäis eingesefzfen NATO-Ma- 
rineverbands (SNMG 2) für den Fall, dass sie auf 
Flüchtlingsboofe aus der Türkei gen Griechenland 
treffen, wenn diese sich weigern, der Aufforderung 
nachzukommen, zur Türkei zurückzukehren (z. B. 
diese abzudrängen, zu entern und Flüchtlinge an 
Bord zu nehmen und nach „Schleppern“ unter 
ihnen zu befragen oder aber die Flüchtlingsboote 
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gewaltsam aufzuhalten, bis Frontex- bzw. Grenz- 
schutzschiffe der Türkei sie zwangsweise in einen 
türkischen Hafen abschleppen), und wie sollen 
die NATO-Schiffe im letzteren Falle Vorgehen, 
wenn es zu Havarie- oder anderen Seenotfallen 
kommt (z. B. durch plötzliche Lecks der Boote und 
Person-über-Bord-Situationen), um den betroffe- 
nen Flüchtlingen gemäß Artikel 98 Absatz 1 des 
Seerechtsübereinkommens pflichtgemäß „zu Hilfe 
eilen“ bzw. ihnen „Hilfe leisten“, gerade auch, 
wenn sie sich weigern, an Bord zu kommen, um in 
die Türkei zurückgebracht zu werden? 


25. Abgeordnete 
Sevim Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Ist es zutreffend, dass das Zurückweisungsverbot 
nach Artikel 33 der Genfer Flüchtlingskonven- 
tion auch dann greift, wenn die Gefahr besteht, 
dass der Staat, in den Schutzsuchende zurückge- 
wiesen werden (hier konkret durch NATO-Schiffe 
in der Ägäis in die Türkei), seinerseits in einen 
dritten Staat bzw. in den Verfolgerstaat abschiebt, 
und inwieweit ist vor diesem Hintergrund die ge- 
plante Zurückweisung Schutzsuchender in die 
Türkei mit dem Zurückweisungsverbot vereinbar, 
da Berichte dazu vorliegen, dass die Türkei 
syrische Flüchtlinge nach Syrien zurückgeschickt 
hat (www.amnesty.de/presse/20 15/12/1 6/tuerkei- 
nimmt-hunderte-fluechtlinge-fest-und-schickt-sie- 
zurueck-nach-syrien-und-d; Nachfrage zur Ant- 
wort auf meine Mündliche Frage 5, Plenarproto- 
koll 18/154, S. 15189, Anlage 1)1 


26. Abgeordnete 

Sevim Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Inwieweit teilt die Bundesregierung meine Auf- 
fassung, dass die Provinzen Idlib, Aleppo, Hama 
(Norden), Daraa (Süden) auch und besonders 
von den islamistischen Terrororganisationen des 
syrischen Al-Kaida Ablegers Al Nusra-Front, 
Islamische Front und Ahrar Al-Sham gehalten 
werden, und welche Kenntnisse hat die Bundes- 
regierung über die Zusammenarbeit des von ihr 
mitfinanzierten Syria Recovery Trust Fund in 
den genannten Provinzen mit Strukturen dieser 
islamistischen T errororganisationen? 
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27. Abgeordneter Welche Finanzhilfen in Form von Budgetunter- 

Andrej Hunko Stützung und Krediten für die Ukraine sind 

(DIE LINKE.) für das Jahr 20 1 6 durch die Europäische 

Kommission, den IWF und anderen internationa- 
len Akteuren mit deutscher finanzieller Beteili- 
gung geplant, und wovon wird die Bundes- 
regierung eine weitere Fortsetzung ihrer Unter- 
stützung von Zahlungen in Milliardenhöhe ange- 
sichts der Korruption unter der ukrainischen Re- 
gierung (www. faz.net/agenturmeldungen/adhoc/ 
iwf- fordert- von-ukraeine-massenahmen-zur- 
konuptionsbekaempfung- 14063917 .html), der poli- 
tischen Entwicklungen nach dem gescheiterten 
Misstrauensantrag und dem Verlust der Parlaments- 
mehrheit (www.tagesschau.de/ausland/ukraine- 
regierungskrise-101.html) und der mangelnden 
Umsetzung der Minsk-II-Vereinbarungen durch 
Kiews Parlament und Regierung abhängig ma- 
chen (www.faz.neÜaktuelFpolitik/ausland/europa/ 
ukraine-konflikt-zwischen-den-fronten- 14065370. 
html)? 


Über welche Erkenntnisse (etwa aus der Teil- 
nahme an der EU-Militärmission EUNAVFOR 
MED) verfügt die Bundesregierung darüber, in 
welchem Umfang in Libyen operierende, profitori- 
entierte Fluchthelfer aus Angehörigen libyscher 
Behörden bestehen (insbesondere Polizei und 
Militär), und welche Schlussfolgerungen zieht 
die Bundesregierung hinsichtlich der von ihr ge- 
planten bzw. unterstützten Ausbildungsmissionen 
für libysche Sicherheifsbehörden (DER SPIEGEL 
vom 9. Januar 2016) aus einem Berichf der 
Grenzagenfur FRONTEX, wonach die Führungs- 
riege des libyschen „Nefzwerks von Schmugglern“ 
ausschließlich aus aktiven oder ehemaligen Ange- 
hörigen von Polizei und Milifär besfehen soll 
(„composed of the leading persons, described as 
Libyan nationals and members of active/former 
milifary/police officers“; Afnca-Fronfex infelli- 
gence Communify Joint Report 2015)? 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
Entführungen und Anschläge und sonstige schwer- 
wiegende Menschenrechfsverlefzungen durch die 
ferrorisfischen Gruppierungen „Al Qaida im isla- 
mischen Maghreb“ (AQM), „Mouvement pour 
rUnicite et le Jihad en Affique de l'Ouest“ (MU- 
JAO), „El Mourabitoun“ und „Jund al-Khialaifah“ 
in Algerien seit dem Jahr 2015, und inwiefern ist 


29. Abgeordneter 

Volker Beck 
(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


28. Abgeordneter 

Andrej Hunko 

(DIE LINKE.) 
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die algerische Regierung nach Kenntnis der Bun- 
desregierung in der Lage, die Bevölkerung vor die- 
sen Gruppierungen zu schützen? 


30. Abgeordnete 

Heike Hänsel 

(DIE LINKE.) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, dass die 
türkische Armee auf der Grundlage von Aufklä- 
rungsdaten deutscher Tornado-Flugzeuge oder 
AWACS -Aufklärungsflugzeuge kurdische Stel- 
lungen in Syrien angreift, und auf welche Daten 
beider genannter Quellen hat die Türkei Zugriff? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


3 1 . Abgeordnete 

Heike Hänsel 

(DIE LINKE.) 


Welche Zielgruppen werden für eine Sfudie des 
Bundesamfes für Verfassungsschufz und des Bun- 
desnachrichtendiensfes über eine mufmaßliche 
russische mediale Einflussnahme in der Bundesre- 
publik Deufschland beobachfef, und werden dabei 
auch in Deufschland ansässige Medien observiert? 


32. Abgeordnefer 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit trifft es zu, dass die Regierung der 
Türkei drei von dort im Jahr 2015 nach Deutsch- 
land geflohene Staatsanwälte (Cekeriya Öz, Delal 
Kara und Mehmet Yüzgec) mit internationalem 
Haftbefehl suchen lässt sowie von der Bundesre- 
gierung deren Auslieferung verlangt hat, die in 
Baden- Württemberg Asyl beantragt haben, wegen 
Ermordungsgefahr polizeilichen Personenschutz 
erhalten haben und deren Asylanträge durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) derzeit noch nicht rechtskräftig beschie- 
den sind (vgl. taz. die tageszeitung 1 6. August 
2015; AFP 26. August 2015; Sabah 15. August 
2015), und welche Angaben macht die Bundesre- 
gierung zu Meldungen, aus der Türkei seien Perso- 
nen unterwegs, um die drei genannten Personen 
zu töten, zu etwaiger Befassung durch Nachrich- 
tendienste des Bundes mit diesen und von ihnen 
mitgebrachten Informationen sowie über die etwa- 
ige Thematisierung des türkischen Auslieferungs- 
gesuches im Zusammenhang mit den aktuellen 
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Verhandlungen Deutschlands sowie der Europäi- 
schen Union über mehr türkische Aktivitäten be- 
züglich Flüchtlingen? 


3 3 . Abgeordnete Inwieweit berücksichtigt - nach Kenntnis der Bun- 

Ulla Jelpke desregierung — die nach Presseberichten (www. 

(DIE LINKE.) stem.de/news2/griechenland-prueft-einstufung- 

der-tuerkei-als-sicherer-driftstaat-6694674.html) 
in Griechenland verabschiedete oder geplante Ein- 
stufung der Türkei als sicheren Driftsfaat die An- 
fordemngen nach Artikel 38 der Asylverfahrens- 
richflinie 2013/32/EU, wonach es individuelle 
Prüfungen geben muss, ob der betreffende Dritt- 
staat für die konkref Befroffenen fafsächlich als 
sicher betrachfef werden kann, und inwieweif wird 
dies auch auf NATO- Schiffen geprüft, wenn diese 
in der Ägäis aus Seenof gereffefe Schufzsuchende 
in die Türkei zurückbringen, vor dem Hinfergmnd, 
dass die Bundesregiemng in ihrer Antwort auf die 
kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bun- 
desdmcksache 18/7323 zu Frage 28 erklärte, dass 
die Türkei „für eine Einstufung als sicherer euro- 
päischer Driftsfaaf aus formellen Gründen auf- 
grand des in der Fragesfellung angesprochenen ge- 
ografischen Vorbehalfs nicht in Betracht“ komme? 


34. Abgeordnete Inwieweit wird sich die Bundesregiemng in der 

Ulla J elpke politischen Debatte um die Einfühmng einer so ge- 

(DIE LINKE.) nannten Obergrenze auf die Ansicht der Europäi- 
schen Kommission stützen, eine solche (im Kon- 
kreten die österreichische) Obergrenze verstoße 
gegen die Europäische Menschenrechtskonven- 
tion, die Genfer Flüchtlingskonvention und Arti- 
kel 18 der Charta der Gmndrechte der Europäi- 
schen Union (vgl. z. B. Süddeutsche Zeitung vom 
19. Febmar 2016, S. 1), und inwieweit teilt sie 
diese rechtliche Bewertung (bitte nach den Rechts- 
bereichen Europäische Menschenrechtskonven- 
tion, Genfer Flüchtlingskonvention und EU- 
Grandrechtecharta differenziert antworten), die 
bereits vom Wissenschaftlichen Dienst des Deut- 
schen Bundestages im Detail ausgearbeitet und 
begründet wurde (vgl. www.ulla-jelpke.de/wp- 
content/uploads/20 16/01/153-1 5_Obergrenzen-bei- 
der-Aufhahme-von-schutzbedürftigen-Personen_ 
endg.pdf)? 
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35. Abgeordnete 

Martina Renner 

(DIE LINKE.) 


Zu welchen der nachfolgenden durch den General- 
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof der Mit- 
gliedschaft bzw. Unterstützung der rechtsterroris- 
tischen Gruppierung NSU (Nationalsozialistischer 
Untergrund) Beschuldigten Beate Zschäpe, Ralf 
Wohlleben, Holger Gerlach, Andre Eminger, 
Carsten Schnitze, Matthias Rolf Dienelt, Max- 
Florian Burkhardt, Susann Sabine Eminger, 
Mandy Struck, Jan Werner, Thomas Starke, Pierre 
Jahn, Hermann Schneider, Andre Kapke führten 
die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Län- 
der nach dem 4. November 2011 jeweils wann 
Schutz- bzw. Betreuungsmaßnahmen durch? 


36. Abgeordnete Zu welchem Zweck und durch welche Behörden 

Martina Renner wurden diese Schutz- und Betreuungsmaßnah- 
(DIE LINKE.) men j eweils beantragt und durchgeführt (bitte un- 

ter Benennung der Rechtsgrundlage)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen 


37. Abgeordneter 

Christian Kühn 
(Tübingen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Verbilligungen für Sozialwohnungen 
wurden durch die Verbilligungsrichtlinie der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben— BlmA- 
(BMF-V 137/15, Ausschussdrucksache 18(8)2559) 
bei Verkäufen berücksichtigt, und wie viele Ein- 
heiten hat die BImA in diesem Zeitraum seit 
Inkrafttreten der Verbilligungsrichtlinie insge- 
samt verkauft?"^ 


Siehe hierzu aueh Frage 14 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales 


38. Abgeordnete 

Kerstin Andreae 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundes- 
regierung, um Arbeitnehmern mehr zeitliche Au- 
tonomie zu ermöglichen, und welche Rolle spielt 
hierbei das Recht auf Home Office, wie es die 
Niederlande letztes Jahr eingeführt hat (SPIEGEL 
ONLINE vom 14. April 2015)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft 


39. Abgeordneter 
Harald Ebner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, warum sich 
die Europäische Lebensmittelsicherheitsbehörde 
ELSA und die Europäische Kommission gegen 
eine Weitergabe des Glyphosat-Risikobewer- 
tungsberichts in seiner überarbeiteten Version 
vom 29. Januar 2015 an Dritte, darunter Industrie 
und NGOs, vor der allgemeinen Veröffentlichung 
auf der EFSA-Webseite entschieden haben 
(„Please finally note that neither EFSA nor the 
European Commission gave access to the revised 
RAR to anybody, industry or NGOs.“ www.ask- 
theeu.Org/en/request/2234/response/8050/attach/6/ 
EFSA%20Ref 1 47 1 9357%20PAD%2020 1 5%209 
3%20Disclosure%20Your%20request%20oP/o20 
28%20August%202015.pdf), und gab es zwischen 
diesen EU-Institutionen und der Bundesregierung 
einschließlich der Ministerien und deren nachge- 
ordneten Behörden eine Kommunikation zu der 
Frage, wie und warum die Glyphosate Task Force 
in den Besitz der genannten Berichtsversion kom- 
men konnte? 


40. Abgeordneter 
Harald Ebner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum hat die Bunderegierung in der Kommuni- 
kation mit mir wiederholt angegeben (siehe z. B. 
Antwort der Bundesregierung vom 8. Februar 20 1 6 
auf meine Schriftliche Frage 67 auf Bundestags- 
drucksache 18/7510, die Verordnung (EU) 
Nr. 844/2012 regele das Verfahren zur Zulassungs- 
emeuerung von Glyphosat, obwohl tatsächlich die 
Verordnung (EU) Nr. 1 141/2010 dieses Verfahren 
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im Falle von Glyphosat regelt (siehe Ausarbeitung 
des Wissenschaftlichen Dienstes vom 15. Februar 

2016, PE6- 3000- 17/16 und die in der ersten 

Frage angegebenen Ausführungen der EFSA)? 
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